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Der Verwaltungsgerichtshof hat über den Antrag 1.der R, geboren 1970, des 

2. N, geboren 1997, beide vertreten durch Dr. Gerhard Mory, Rechtsanwalt in 

5020 Salzburg, Wolf-Dietrich-Straße 19/5, der gegen die Erkenntnisse vom 

25. April 2016, Zlen. 1) G306 2114859-1/8E und 2) G306 2114856-1/8E, des 

Bundesverwaltungsgerichts, betreffend Angelegenheiten nach dem 

Asylgesetz 2005, erhobenen Revisionen die aufschiebende Wirkung 

zuzuerkennen, den Beschluss gefasst: 

Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG wird den Anträgen s t a t t g e g e b e n .  

Begründung: 

1 Mit den angefochtenen Erkenntnissen wurden die Beschwerden der 

Revisionswerber gegen die Bescheide des Bundesamtes für Fremdenwesen und 

Asyl jeweils vom 31. August 2015, mit welchen ihre Anträge auf 

internationalen Schutz gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 und § 8 Abs. 1 

iVm § 2 Abs. 1 Z 13 Asylgesetz 2005 (AsylG 2005) als unbegründet 

abgewiesen, ihnen keine Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen 

Gründen gemäß §§ 57 und 55 AsylG 2005 erteilt, gegen sie 

Rückkehrentscheidungen gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 Fremdenpolizeigesetz 2005 

(FPG) erlassen und die Zulässigkeit der Abschiebung nach Serbien festgestellt 

wurde, als unbegründet abgewiesen. 

2 Dagegen richten sich die vorliegenden außerordentlichen Revisionen, mit 

denen jeweils ein Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung 

verbunden ist. 

Diesen Anträgen kommt Berechtigung zu: 

3 Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG hat der Verwaltungsgerichtshof auf Antrag des 

Revisionswerbers die aufschiebende Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, 

wenn dem nicht zwingende öffentliche Interessen entgegenstehen und nach 

Abwägung der berührten öffentlichen Interessen und Interessen anderer 

Parteien mit dem Vollzug des angefochtenen Erkenntnisses oder mit der 

Ausübung der durch das angefochtene Erkenntnis eingeräumten Bewilligung 

ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre. 
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4 Da mit dem Vollzug der angefochtenen Erkenntnisse für die 

Revisionswerber - im Hinblick auf die erlassenen 

Rückkehrentscheidungen - ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre 

und zwingende öffentliche Interessen, die der Zuerkennung der aufschiebenden 

Wirkung entgegenstünden, nicht ersichtlich sind, war den Anträgen 

stattzugeben. 

W i e n ,  am 10. Juni 2016 

 


